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I. Amtlicher Teil

Bildung

Rundschreiben 16/17

Vom 1. Dezember 2017
Gz.: 26.2-64007

Hinsehen - Handeln - Helfen
Angst- und gewaltfrei leben und lernen in der Schule

1  Vorbemerkung

 Alle Lehrkräfte, Schulleiterinnen und Schulleiter, alle in 
den Schulen Beschäftigten, die Eltern sowie Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der Schulaufsicht sind in der 
Verantwortung für die Schülerinnen und Schüler aufge-
fordert, für ein angst- und gewaltfreies Schulklima Sorge 
zu tragen. Das bedeutet insbesondere auch, sich offen und 
offensiv mit Gefährdungen und Gewalttaten auseinan-
derzusetzen. Gewalttätige Verhaltensweisen dürfen weder 
bagatellisiert noch verschwiegen werden; vielmehr muss 
ihnen unmittelbar Grenzen setzend und konstruktiv orien-
tierend begegnet werden.

 Im Folgenden werden Hinweise zur Reaktion auf Gewalt-
vorfälle in der Schule sowie Maßnahmen zur Prävention 
gegeben. Motivationen und Ursachen für gewalttätiges 
Handeln sind Themen der pädagogischen Auseinanderset-
zung. Für besonders schwere Gewalttaten und krisenhafte 
Zuspitzungen geben die mit Unterstützung der Unfallkasse 
Brandenburg erstellten Notfallpläne für die Schulen des 
Landes Brandenburg umfassende Hinweise. 

 Um gegen Mobbing in der Schule vorzugehen, hat die Tech-
niker Krankenkasse (TK) zusammen mit dem Ministerium  
für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg die  
Initiative „Mobbingfreie Schule - gemeinsam Klasse sein!“ 
ins Leben gerufen. Zentraler Baustein und Medium dieser 
Initiative ist der Anti-Mobbing-Koffer, welcher zum Einsatz 
in der Jahrgangsstufe 7 konzipiert ist (MBJS/TK 2012). Der 
Anti-Mobbing-Koffer wird künftig in elektronischer Form 
abrufbar sein. Neben Mobbing sind aber auch mittlerweile 
die neuartigen Formen mediengestützter Gewalt (z. B. Cy-
bermobbing, Grooming) Auslöser für Gewaltvorfälle. Der 
Bildungsserver Berlin-Brandenburg bietet zum Thema Ge-
waltprävention viele weitere Materialien, Arbeitsblätter und 
Literatur an (www.bildungsserver.berlin-brandenburg.de), 
die die in den Schulen Agierenden darin unterstützen sol-
len, Gewalt vorzubeugen und mit pädagogischen Mitteln 
zu begegnen.

2  Ziel: angstfreies Schulklima und kooperative Lernkul-
tur

2.1 Kooperatives Lernen ist nur durch ein verbindliches Mitei-
nander aller an der Schule Beteiligten möglich. Lernende 
und Lehrende sollten genau hinsehen, um Ängste und Sor-
gen von Schülerinnen und Schülern frühzeitig zu erkennen. 
Angemessen handeln und sich gegenseitig helfen schaffen 
den Raum für ein Lernen ohne Angst. Es gibt weder Grund 
noch Berechtigung, eine Schülerin, einen Schüler oder eine 
Lehrkraft zu schädigen. Fehlverhalten zu verstehen kann 
nicht heißen, es hinzunehmen oder damit einverstanden zu 
sein. Jede Form der Selbstjustiz stellt einen Rechtsbruch 
dar und ist strafbar.

2.2 Das schulinterne Curriculum, welches das schuleigene päd-
agogische Handlungskonzept zur Umsetzung der Rahmen-
lehrplanvorgaben vorsieht, unterstützt die Lehrkräfte dabei, 
die mit dem Rahmenlehrplan für die Jahrgangsstufen 1 - 10 
verbundenen Änderungen und Innovationen, aber auch die  
verbindlichen Vorgaben für die Schule zu sichten, zu struk-
turieren und in ein schlüssiges pädagogisches Handlungs-
konzept für die Schule zu übersetzen. Es ist das zentrale 
Element der gemeinsamen Unterrichtsentwicklung des Kol-
legiums einer Schule. Es beinhaltet die schulischen Festle-
gungen zu Bildung und Erziehung, Aussagen zur fachüber-
greifenden Kompetenzentwicklung und die fachbezogenen 
Festlegungen. Es spiegelt somit die Struktur des Rahmen-
lehrplans in seinen Teilen A, B und C wider. Das im Teil B 
des Rahmenlehrplans übergreifende Thema „Gewaltprä-
vention“ weist vielfältige Schnittmengen auf und bietet 
Möglichkeiten zur Schärfung des Schulprofils und der Um-
setzung schulprogrammatischer Vorhaben.

 Im Rahmen von Schulprogrammen und Konzepten zur 
Schulentwicklung sollen die Gewaltprävention und der 
systematische Aufbau von Verfahren und Regeln zur Kon-
fliktschlichtung und zum Interessenausgleich eine wichtige 
Rolle einnehmen. Schulinterne wie auch unterstützende 
externe Maßnahmen (z. B. Konfliktlotsenausbildung oder 
Streitschlichterprojekte der RAA) sind wesentliche Ele-
mente der Gewaltprävention.

 Alle Beteiligten müssen daher einen Konsens darüber her-
stellen, wie ein „angst- und gewaltfreier Raum Schule“ 
definiert wird. Über den Umgang mit gefährdenden Kon-
flikten, Gewaltvorfällen und verfassungsfeindlichen Ten-
denzen ist ein verbindliches Vorgehen abzusprechen. Es ist 
zu klären, wie Gewalttaten sowie Formen verdeckter Schä-
digung systematisch aufgearbeitet werden sollen, um einen 
wirksamen Opferschutz zu gewährleisten, eine Wiedergut-
machung einzuleiten und die Gefahr einer Wiederholung 
möglichst auszuschließen. Die Schülerinnen, Schüler und 
Eltern sind in diesen Prozess der Konsensbildung einzube-
ziehen, denn nur gemeinsam mit ihnen ist das Ziel eines 
angstfreien Lernens in der Schule erreichbar.

2.3 Grundsätze für das Zusammenleben und Zusammenlernen 
sollen in der Schule offen diskutiert, von der Schulkonfe-
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renz, z. B. in Form einer Haus- und Pausenordnung, be-
schlossen (vgl. § 91 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Branden-
burgisches Schulgesetz, BbgSchulG) und von allen an der 
Schule Beteiligten unterschrieben werden. Damit sind die 
an der Schule geltenden Regeln und eine klare Definition 
von Regelverstößen allen bekannt und können im Schulall-
tag praktiziert werden.

3  Gewaltvorfälle: Grundsätze des Handelns

 Jede Lehrkraft ist verantwortlich für ein sofortiges Ein-
schreiten, wenn ihr Gewalttaten oder Hinweise auf Gewalt-
taten bekannt werden. Letztendlich obliegt der Schulleitung 
die Verantwortung für eine sachgerechte und schnelle Re-
aktion auf Gewalttaten.

3.1 Unmittelbar nach Gewalttaten stehen Schutz und Hilfe für 
das Opfer im Mittelpunkt der schulischen Fürsorge sowie 
des pädagogischen Handelns.

3.2 Bei der Reaktion auf eine Gewalttat ist deren Ursache zu 
berücksichtigen.

3.3 Jede Gewalttat ist zu ächten, nicht jedoch die Person, die sie 
begeht. Die Wirkung der Tat beim Opfer ist der Täterin/dem 
Täter bewusst zu machen.

3.4 Einer Person, die eine Gewalttat beging, ist Hilfe anzubie-
ten. Zur Hilfe gehören eine sachlich konfrontierende Aus-
einandersetzung mit dem Geschehen und seinen Folgen 
(durch Gespräche oder schriftliche Berichte) ohne Beschö-
nigung ebenso wie die Anleitung zur Wiedergutmachung 
gegenüber dem Opfer. Gewaltverhalten allein mit repres-
siven Maßnahmen zu begegnen, kann sich gegebenenfalls 
kontraproduktiv auswirken.

3.5 Die gemäß §§ 63 und 64 BbgSchulG in Verbindung mit der 
Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmenverordnung (EOMV) 
gegebenenfalls einzuleitenden Erziehungs- und Ordnungs-
maßnahmen sind so zu wählen, dass sie als soziale Konse-
quenz aus dem Fehlverhalten zu verstehen sind. Dies gilt 
auch im Falle der Anzeige einer Straftat.

3.6 Allen Stigmatisierungen und Demütigungen in der sozialen 
Gemeinschaft der Schule ist präventiv entgegenzuwirken.

4 Waffenverbot in der Schule

4.1 Das Führen von Waffen oder anderen gefährlichen Gegen-
ständen sowie das sonstige Verbringen dieser in die Schule 
sind verboten. Den Schülerinnen und Schülern sowie Eltern 
sollte dieses Verbot bereits bei der Aufnahme in die Schu-
le bekannt gegeben werden. Eindeutigkeit im Sinne des 
Waffenverbots trägt zu einer Befriedung des Schullebens 
und zur Vertrauensbildung bei. Waffen erhöhen nicht die 
Sicherheit, sondern gefährden Menschen.

4.2 Die Durchsuchung von Taschen und Kleidungstücken von 
Schülerinnen und Schülern durch Lehrkräfte ist bei einem 

begründeten Verdacht auf Waffenbesitz mit dem Einver-
ständnis der betroffenen Schülerinnen und Schüler zulässig 
und muss im Beisein einer dritten Person erfolgen. Verwei-
gert eine Schülerin oder ein Schüler ihre bzw. seine Ein-
willigung, darf die Kontrolle nur von der herbeizurufenden 
Polizei durchgeführt werden. Die Eltern sind entsprechend 
zu informieren. Sichergestellte Waffen oder andere gefähr-
liche Gegenstände sind der Polizei vor Ort in der Schule zu 
übergeben.

5  Vorgehen bei Gewaltvorfällen

 Die nachfolgenden Maßnahmen sind zunächst für die Lehr-
kräfte maßgeblich, die erste Hinweise auf eine geplante 
oder begangene Gewalttat erhalten haben oder deren Zeuge 
werden. Diese sind gehalten, andere Lehrkräfte zur Unter-
stützung heranzuziehen und die Schulleitung zu informie-
ren.

5.1 Welche Maßnahmen sind bei einem akuten Gewaltvorfall 
zu beachten?

- Beenden der Gewalttat, soweit dies realisierbar ist. 
Dritte zu Hilfe rufen.

- Sorge für die Sicherheit des Opfers in der akuten Situa-
tion tragen.

- Weitere Fürsorge für das Opfer einleiten (z. B. psycho-
logische und medizinische Betreuung oder Heimweg-
begleitung).

- Verhindern, dass die gewalttätige Auseinandersetzung 
in oder außerhalb der Schule ihre Fortsetzung findet.

- In Fällen unmittelbarer Lebensgefahr: Notruf der Poli-
zei 110, Notruf der Feuerwehr 112 anrufen.

- In allen anderen schwerwiegenden Fällen (z. B. bei Kör-
perverletzung, Bedrohung oder Waffeneinsatz) die zu-
ständige Ansprechpartnerin/den zuständigen Ansprech-
partner bei der Polizei der jeweiligen Schule (gemäß 
Gemeinsamen Runderlass des Ministeriums des Innern 
und des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport 
vom 10. Mai 2013) oder das Sachgebiet Prävention 
durch die Schulleitung informieren (siehe Liste Sachge-
biete Prävention in den brandenburgischen Notfallplä-
nen).

- Sofortige Benachrichtigung nach einem Notfall an die 
Unfallkasse Brandenburg (siehe Meldeformular) durch 
die Schulleitung (Notrufnummer bei den Schulleitun-
gen hinterlegt).

- Hilfreich im Sinne der Aufarbeitung: Befragung der 
Täterin/des Täters einschließlich der Verdeutlichung 
der Normverletzung. Knappe Information über die 
weitere Aufarbeitung des Geschehens, gegebenenfalls 
Bericht der Täterin/des Täters zum Vorgang.

- Sicherung der Fakten, die zu der weiteren Aufarbei-
tung des Falls notwendig sind (schriftliche Berichte der 
Beteiligten, gegebenenfalls Fotos von Sachverhalten, 
Symbolen oder Texten).

- Information an die Eltern der direkt Betroffenen.
- Innerhalb von 24 Stunden nach dem Geschehen: Mel-

dung von schwerwiegenden Gewalttaten an das zu-
ständige staatliche Schulamt, ggf. an die zuständigen 
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 Eine Strafanzeige ist insbesondere zu erstatten, wenn der 
Schulleitung Tatsachen bekannt werden, die Anhaltspunkte 
dafür sein können, dass folgende Straftaten an der Schu-
le oder im unmittelbaren Umfeld davon begangen wurden 
oder bevorstehen: Straftaten gegen das Leben, Sexualde-
likte, Raubdelikte, gefährliche oder schwere Körperver-
letzung, Freiheitsberaubung, besonders schwere Fälle von 
Erpressung, Bedrohung oder Nötigung, Sachbeschädigung, 
Einbruchsdiebstähle oder Brandstiftung; darüber hinaus bei 
politisch motivierten Straftaten, Verstößen gegen das Waf-
fengesetz oder Betäubungsmitteldelikten.

 Die Lehrkräfte sind verpflichtet, die Schulleitung zu unter-
richten, wenn sie Kenntnis von solchen oder vergleichbaren 
Straftaten erhalten.

 Auch bei Sachverhalten, die nicht angezeigt werden müs-
sen, kann es sinnvoll sein, die Polizei bzw. die jeweilige 
Ansprechpartnerin/den jeweiligen Ansprechpartner Polizei 
der Schule zu informieren; darüber entscheidet die Schul-
leitung. Gerade bei Gewaltvorfällen ist es wichtig, dass 
das Opfer erfährt, dass es ernst genommen wird und seine 
Rechte vertreten werden.

 Eine Anzeige bei der Polizei beendet nicht die pädagogi-
sche Bearbeitung der Gewalthandlung und des ihr zugrunde 
liegenden Konflikts.

6.3 Zuständigkeit bei Anzeigen? Anzeige bei Strafunmündigen?

 Eine Strafanzeige oder ein Strafantrag ist in der Regel 
schriftlich bei der Polizei, gegebenenfalls über die jeweili-
ge Ansprechpartnerin/den jeweiligen Ansprechpartner Po-
lizei der Schule, zu stellen. Strafanzeigen oder Strafanträge 
können auch in der örtlichen Polizeiwache gestellt werden.

 Die Anzeige von strafunmündigen Kindern (unter 14 Jah-
ren) ist vom Einzelfall abhängig. Bei diesen Fällen soll die 
Ansprechpartnerin/der Ansprechpartner Polizei der Schule 
einbezogen werden.

 Sollte bei strafunmündigen Kindern die Vermutung beste-
hen, dass Erziehungsdefizite bei den Sorgeberechtigten ge-
geben sind, nimmt die Schule direkt mit dem zuständigen 
Jugendamt beziehungsweise mit der/dem für das Einzugs-
gebiet der Schule zuständigen Sozialarbeiterin/Sozialarbei-
ter des Allgemeinen Sozialen Dienstes (ASD) Kontakt auf.

6.4 Anzeigen bei Delikten der Gefährdung des demokratischen 
Rechtsstaates

 In Fällen von Delikten der Gefährdung des demokratischen 
Rechtsstaates ist nicht nur die Polizei, sondern auch der 
Verfassungsschutz (siehe Anlage: Hinweise, Rat und Un-
terstützung) einzubeziehen. Das betrifft insbesondere die 
Verbreitung von Propagandamitteln verfassungswidriger 
Organisationen gemäß § 86 StGB und die Verwendung von 
Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen gemäß  
§ 86 a StGB.

 Sollten einer Schule verfassungsfeindliche Äußerungen 
rechts- bzw. linksextremistischer Art oder religiös funda-

Schulpsychologinnen/Schulpsychologen [vor allem 
Berichte von Opfern und Beteiligten], an die Presse-
stelle des MBJS sowie bei Sachbeschädigungen an den 
jeweiligen Schulträger (beiliegendes Meldeformular 
mit Anlagen per Fax oder Mail).

5.2 Welche Maßnahmen sind bei der Aufarbeitung des Sach-
verhalts zu beachten?

- In jedem Fall ist die sorgfältige Aufarbeitung eines Ge-
waltgeschehens unerlässlich. Eine Gewalttat darf für 
die Täterin/den Täter nicht ohne Konsequenzen blei-
ben.

- Neben dem Beistand für die Opfer soll auf eine soziale 
Wiedergutmachung und, wenn realisierbar, auf einen 
Ausgleich zwischen Täter und Opfer Wert gelegt wer-
den. Wenn es möglich ist, sollte ein Schaden wieder-
gutgemacht werden. Hierbei sind auch an der Schule 
vorhandene Schülerschiedsstellen einzubeziehen.

- Als logische und schnelle Reaktion aus dem Geschehen 
sind die eingeleiteten Sanktionen der Täterin/dem Täter 
verständlich zu machen. Wenn Vereinbarungen zur so-
zialen Wiedergutmachung getroffen werden, sind diese 
auf ihre Einhaltung durch die Lehrkräfte zu überprü-
fen. Informationen zum Täter-Opfer-Ausgleich finden 
sich auf dem Bildungsserver Berlin-Brandenburg unter 
„Themen“ – „Gewaltprävention“.

- Zeitnah zum Vorfall soll ein auswertendes Gespräch 
den Prozess der Aufarbeitung abschließen. Für den Fall 
des Wiederauflebens des Konflikts ist den Beteiligten 
eine innerschulische Ansprechpartnerin/ein innerschu-
lischer Ansprechpartner zu benennen.

6  Was ist zu melden? Was ist anzuzeigen?

6.1 Welche Vorfälle sind an das zuständige staatliche Schulamt 
zu melden?

 Alle Fälle von Gewaltandrohung mit oder ohne Waffen 
sowie Vorkommnisse, bei denen Gewalt bewusst und mit 
der Folge einer Körperverletzung eingesetzt wurde, auch 
solche durch Schulfremde, sind auf dem beiliegenden 
Meldeformular zu übermitteln. Dies gilt ebenso für antise-
mitische, fremdenfeindliche, extremistische Äußerungen 
unabhängig vom politischen Hintergrund sowie auch für 
solche, die der verfassungsrechtlich garantierten Achtung 
der Menschenwürde entgegenstehen. Die Meldeverpflich-
tung gilt insbesondere dann, wenn der Verdacht naheliegt, 
dass es sich um Straftaten mit organisiertem Hintergrund 
handelt.

6.2 Welche Vorfälle sind der Polizei anzuzeigen?

 Besteht gegen Schülerinnen oder Schüler der Verdacht ei-
ner strafbaren Handlung, hat die Schulleitung zu prüfen, ob 
pädagogische Maßnahmen ausreichen oder ob wegen der 
Schwere der Tat eine Anzeige an die Polizei oder die Staats-
anwaltschaft erfolgen muss. 

 Die Erziehungsberechtigten aller Beteiligten sind unver-
züglich zu benachrichtigen.
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Protokoll gegeben werden. Bei einem Antragsdelikt stellt 
ein Strafantrag eine Prozessvoraussetzung dar, der inner-
halb von drei Monaten nach Kenntnis von Tat und Täterin/
Täter von der/dem Verletzten (dem gesetzlichen Vertreter 
oder Sorgeberechtigten) oder vom sonstigen Antragsbe-
rechtigten zu stellen ist. Es sei denn, die Strafverfolgungs-
behörde hält wegen des besonderen öffentlichen Interesses 
ein Einschreiten von Amts wegen für geboten und nimmt 
bei den sogenannten relativen Antragsdelikten die Ermitt-
lungen von sich aus auf.

 Antragsdelikte (Antragsberechtigte) sind laut Strafgesetz-
buch insbesondere:

- § 123 StGB: Hausfriedensbruch (Schulleitung)
- § 185 StGB: Beleidigung (Verletzte oder Dienstvorge-

setzte)
- §§ 223, 229 StGB: Vorsätzliche und fahrlässige Kör-

perverletzung (Verletzte oder Dienstvorgesetzte bei 
Delikten gegen Amtsträger, gegebenenfalls Strafverfol-
gungsbehörde bei besonderem öffentlichen Interesse)

- § 303 StGB: Sachbeschädigung (Geschädigte, Schul-
leitung, auch Schulträger oder Strafverfolgungsbehör-
de bei besonderem öffentlichen Interesse).

 Insbesondere in allen Fällen, in denen ein gezielter Angriff, 
und hierbei insbesondere jeder Angriff mit Waffengewalt, 
einer/einen Beschäftigten in Ausübung seines Amtes trifft, 
ist grundsätzlich in Wahrnehmung der Fürsorgeverantwor-
tung der Behörde ein Strafantrag von der Leitung des staat-
lichen Schulamtes zu stellen. Das verdeutlicht der Täterin/
dem Täter oder außenstehenden Dritten exemplarisch, wel-
che Art der Grenzüberschreitung nicht hinzunehmen ist.

6.8 Weitere Schritte bei Vorfällen von hoher Brisanz und Öf-
fentlichkeitswirkung

- Über das Geschehen und den Sachstand der bisherigen 
Bearbeitung sind unverzüglich Sachinformationen an 
das Kollegium zu übermitteln. Diese Informationen 
sind die Voraussetzung dafür, Gespräche mit den be-
troffenen Klassen zu führen. Elternanfragen kann so 
angemessen begegnet und Gerüchten frühzeitig entge-
gengewirkt werden.

- Eine sofortige telefonische und schriftliche Information 
an die Leitung des zuständigen staatlichen Schulamtes 
hat bei solchen Vorfällen zu erfolgen, die als besonders 
schwerwiegend einzustufen sind, wie z. B. gefährliche 
und schwere Körperverletzung, Einsatz von Waffen, 
Fälle mit Todesfolge sowie die Androhung von Gewalt-
taten. Dies geschieht wie folgt: Angabe der zentralen 
Fakten; knappe schriftliche Darstellung des bisherigen 
Vorgehens, damit auch Presseanfragen beantwortet 
werden können. Für Rückfragen ist eine Ansprechpart-
nerin/ein Ansprechpartner der Schule gemäß dem Mel-
deformular im Anhang zu benennen.

- Verhalten gegenüber der Presse: Zwischen Schule, Po-
lizei und Staatsanwaltschaft sollen eine abgestimmte 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit erfolgen. Die Schul-
leiterin oder der Schulleiter entscheidet nach Maßgabe 
der Nummer 14 der VV-Schulbetrieb, ob in Angelegen-

mentalistische, insbesondere politisch indoktrinierende Äu-
ßerungen in Form von Schriften oder Plakaten per Post zu-
gehen, so sind diese sicherzustellen und an die zuständige 
Polizeidienststelle weiterzuleiten. Um die kriminaltechni-
sche Untersuchung zu erleichtern, sollen möglichst wenige 
Personen die Zusendung berühren. Eine Meldung gemäß 
Nummer 5.1 ist vorzunehmen.

6.5 Wer stellt Strafanzeigen und Strafanträge?

 Eine Strafanzeige und ein Strafantrag können grundsätzlich 
sowohl von der Schulleitung als auch von der Leitung des 
zuständigen staatlichen Schulamtes sowie auch von der Ge-
schädigten/vom Geschädigten selbst gestellt werden. Eine 
Strafanzeige sollte jedoch von der Schulleitung, ein Straf-
antrag von der Leitung des zuständigen staatlichen Schul-
amtes gestellt werden. Die Strafanzeige oder der Strafan-
trag wird nicht in der Eigenschaft als Privatperson gestellt, 
sondern in Wahrnehmung der dienstlichen Verantwortung. 
Als Adresse ist die Dienstanschrift zu nennen. Auch bei 
der Adressenangabe der von der Tat Betroffenen oder von 
Zeugen soll grundsätzlich die Schule als Anschrift für eine 
Vorladung zur Zeugeneinvernahme genannt werden.

6.6 Strafanzeige

 Eine Strafanzeige ist die Mitteilung eines Sachverhalts an 
ein Strafverfolgungsorgan, dass man Kenntnis von einem 
Sachverhalt erlangt hat, der möglicherweise eine Straftat 
darstellt. Die Strafanzeige kann mündlich oder schriftlich 
bei der Polizei, einer Staatsanwaltschaft oder bei den Amts-
gerichten erstattet werden.

 Eine Strafanzeige z. B. wegen eines Offizialdelikts, also 
Straftaten, die von Amts wegen und ohne Rücksicht auf 
den Willen von Opfern staatlich verfolgt werden (z. B. Nö-
tigung, Raub oder Erpressung), kann jeder erstatten, der 
Kenntnis erlangt. Die/der Anzeigende muss den Tathergang 
nicht selbst erlebt haben, sondern zeigt an, was geschehen 
sein soll, damit der Vorgang von der Polizei ermittelt und 
geprüft werden kann. Der Bericht des Opfers/Geschädigten 
über den Vorgang sollte in solchen Fällen nicht nur dem 
Meldeformular, sondern auch dem Schreiben an die Polizei 
angefügt werden. Die Anzeige von Offizialdelikten ersetzt 
aber nicht eine pädagogische Strategie des Umgangs damit 
durch die Schule, die dabei auch die möglicherweise stig-
matisierende Wirkung der Strafverfolgung zu berücksichti-
gen hat.

 Mit der Anzeige nimmt die Schulleitung ihre Fürsorge-
pflicht wahr und macht deutlich, dass es sich hier um ein 
strafrechtlich relevantes und im Rahmen des Schullebens 
nicht hinnehmbares Fehlverhalten handelt.

6.7 Strafantrag

 Ein Strafantrag ist das Verlangen, eine Person wegen einer 
bestimmten Tat strafrechtlich zu verfolgen. Gemäß § 158 
Absatz 2 Strafprozessordnung (StPO) kann der Antrag bei 
der Polizei schriftlich angebracht oder bei einem Gericht 
oder der Staatsanwaltschaft schriftlich angebracht oder zu 
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ter und die Schulpsychologinnen/Schulpsychologen ihres 
Schulamtsbereiches wenden. Das Landesinstitut für Schule 
und Medien Berlin-Brandenburg (LISUM) informiert über 
Details (www.lisum.berlin-brandenburg.de). Allen Schulen 
steht für die Aufarbeitung von Amokläufen, Massenunfäl-
len, Katastrophen und tödlichen Schulunfällen ein Krisen-
interventionsteam der Unfallkasse Brandenburg zur Verfü-
gung.

 Interne Kooperationspartnerinnen/Kooperationspartner der 
Schule (z. B. Vertrauenslehrkräfte, Konfliktlotsen, Sozial-
pädagoginnen/Sozialpädagogen oder andere Experten im 
Kollegium) und externe Ansprechpartnerinnen/Ansprech-
partner können bei der Bewältigung eines entsprechenden 
Vorfalls bei der Aufarbeitung des Geschehens einbezogen 
werden. Sowohl die eingeleiteten als auch die beabsichtig-
ten Maßnahmen sollten in jedem Fall im Meldeformular 
gemäß Nummer 6.1 festgehalten werden.

 Als erfahrene externe Kooperationspartner in schweren 
Fällen erwiesen sich bislang insbesondere die Jugend- und 
Opferschutzbeauftragten der Polizei oder die Polizeibeam-
tinnen/Polizeibeamten in dem Sachgebiet Prävention. Die 
Jugend- und Opferschutzbeauftragten sind ständige Ko-
ordinations- und Kontaktpersonen zu allen Institutionen 
und gleichzeitig Ansprechpartner für jede Polizeibeamtin/
jeden Polizeibeamten in jedem Schutzbereich. Diese spe-
ziell geschulten Polizeibeamtinnen/Polizeibeamten geben 
nicht nur auf dem Gebiet der Gewaltprävention Hinweise, 
sondern sollten zusätzlich als Ansprechpartnerin/Ansprech-
partner zur pädagogischen Konfliktbewältigung verstanden 
werden. Von deren tat- und täterbezogenen Kenntnissen 
kann die Schule im Einzelfall profitieren. Bewährte Exper-
ten auf regionaler Ebene sind insbesondere das Jugendamt, 
die Erziehungsberatung und die Jugendgerichtshilfe. Zur 
Gestaltung schulinterner Strukturen zur Konfliktregelung 
können auch die Angebote der RAA Brandenburg e. V. 
(www.raa-brandenburg.de) genutzt werden.

 Im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen Polizei und 
Schule (vgl. Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums 
des Innern und des Ministeriums für Bildung, Jugend 
und Sport  vom 10. Mai 2013) soll jede Schule die Mög-
lichkeiten zur Gewaltprävention und das Handeln nach 
Gewaltvorfällen thematisieren und entsprechende Ab-
sprachen mit den in allen 15 Schutzbereichen des Landes 
eingerichteten Präventionsdienststellen der Polizei tref-
fen. Informationen hierzu sind über die Internet-Adressen 
www.internetwache.brandenburg.de und www.polizei-
beratung.de zu erhalten.

 Unterstützung und Hilfe bieten zudem außerschulische 
Einrichtungen an. Diese sind insbesondere zu nutzen, um 
angemessen auf rechtsextremistisch oder rassistisch mo-
tivierte Formen von Gewalt zu reagieren oder präventive 
Strategien dagegen zu entwickeln. Die beiliegende Anla-
ge 1 „Hinweise, Rat und Unterstützung - Ausgewählte An-
sprechpartner und Kontaktdaten“ zu diesem Rundschreiben 
bietet einen Überblick über ausgewählte Ansprechpartner 
und deren Kontaktdaten.

heiten der Schule den Medien Auskunft zu Gewaltvor-
fällen erteilt wird und ob Kontakte zur Schule zugelas-
sen werden. Sie oder er informiert in Absprache mit 
der Leitung des zuständigen staatlichen Schulamtes die 
Pressestelle des Ministeriums für Bildung, Jugend und 
Sport (Tel.: 0331/866-3520) über derartige Anfragen 
und lässt sich von dieser vorab beraten. Es gelten die 
„Hinweise zum Umgang mit der Presse und der Öffent-
lichkeit“ in den brandenburgischen Notfallplänen.

7  Fürsorgeverantwortung und Opferhilfe

 Das oberste Kriterium für die weitere Behandlung eines 
Gewaltvorfalls ist die Fürsorgeverantwortung für das Op-
fer. Dies gilt bei Schülerinnen und Schülern und grundsätz-
lich in jedem Fall auch für betroffene Lehrkräfte und wei-
tere Mitglieder der Schulgemeinschaft. Die Lehrkräfte sind 
auf die Unterstützungsangebote der schulpsychologischen 
Beratung und Betroffene auf die kostenfreien Beratungs-
angebote der Opferhilfe e. V., Opferberatung Potsdam oder 
des Weißen Rings e. V., Landesbüro Brandenburg in Pots-
dam hinzuweisen. Die ebenfalls kostenfreie Beratung des 
Vereins Opferperspektive in Potsdam richtet sich an Op-
fer rechter Gewalt. Die Kontaktdaten ersehen Sie aus der 
beiliegenden Anlage 1 „Hinweise, Rat und Unterstützung - 
Ausgewählte Ansprechpartner und Kontaktdaten“.

 Gemäß § 4 Absatz 3 BbgSchulG erfordert es die Sorge für 
das Wohl der Schülerinnen und Schüler, jedem Anhalts-
punkt für Vernachlässigung oder Misshandlung nachzuge-
hen. Grundsätzlich stehen neben ordnungsrechtlichen schu-
lischen Maßnahmen vor allem Hilfsangebote der Schule 
(z. B. über die Information des Jugendamtes gemäß § 63 
Absatz 3 BbgSchulG) im Vordergrund. Wenn das Wohl der 
Schülerinnen und Schüler gefährdet scheint, ist das zustän-
dige Jugendamt zu informieren. Als weitere Maßnahme 
kommt eine schriftliche Vereinbarung mit den Eltern über 
zu erreichende Erziehungs- und Bildungsziele gemäß § 44 
Absatz 6 BbgSchulG in Betracht.

8  Wo erhalten Schulen Hinweise, Rat und Unterstützung?

 Hilfe im akuten Krisenfall und Unterstützung bei der Ent-
wicklung eines Konzepts zur Gewaltprävention erhalten die 
Schulen auf Anfrage von besonders ausgebildeten Experten 
zur Gewaltprävention des „Beratungs- und Unterstützungs-
systems Schule und Schulaufsicht“ (BUSS) und der zu-
ständigen schulpsychologischen Beratung. Die Schulpsy-
chologinnen/Schulpsychologen sind zur Verschwiegenheit 
verpflichtet. Diese Maßgabe entbindet sie jedoch nicht von 
der Informationspflicht über erforderliche Angaben zum 
Vorfall gegenüber der Leitung des zuständigen staatlichen 
Schulamtes. Im Rahmen des BUSS unterstützt die Lan- 
desregierung Lehrkräfte, Schulleitungen und Schulaufsicht 
darin, Gewaltpotenziale in ihrem Arbeitsbereich frühzeitig 
wahrzunehmen, um sie gleichzeitig zu befähigen, sich mit 
den Problemen aktiv auseinanderzusetzen. Die Schulleitun-
gen und Lehrkräfte können sich an die Beraterinnen/Bera-
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- das Mobile Beratungsteam (MBT) im Brandenburgischen 
Institut für Gemeinwesenberatung - demos. Es unterhält 
neben der Geschäftsstelle in Potsdam sechs Regionalbüros. 
Das MBT unterstützt unter dem Leitgedanken ‚Hilfe zur 
Selbsthilfe‘ alle Kräfte der Gesellschaft, die sich rechts-
extremen sowie fremden- und demokratiefeindlichen Ent-
wicklungen entgegenstellen. Anschrift der Geschäftsstelle: 
Zum Jagenstein 1, 14478 Potsdam, Tel.: 0331/7406246, 
E-Mail: geschaeftsstelle@BIG-demos.de, Internet: www.
gemeinwesenberatung-demos.de;

- den Verein Opferperspektive in Potsdam. Er bietet im Fal-
le rechter Gewalt Hilfe durch Beratung und Begleitung für 
Opfer, Angehörige und Freundeskreis sowie Zeugen. An-
schrift: Rudolf-Breitscheid-Straße 164, 14482 Potsdam, 
Tel.: 0331/8710000, E-Mail: info@opferperspektive.de, 
Internet: www.opferperspektive.de;

- die Abteilung Verfassungsschutz im Ministerium des Innern 
und für Kommunales des Landes Brandenburg. Sie betreibt 
Verfassungsschutz durch Aufklärung und bietet u. a. die 
Durchführung von Planspielen an Schulen an. Anschrift: 
Henning-von-Tresckow-Allee 9 - 13, 14467 Potsdam, Tel.: 
0331/866-2500, E-Mail: info@verfassungsschutz-branden-
burg.de, Internet: www.verfassungsschutz-brandenburg.de;

- die Opferhilfe e. V., Opferberatung Potsdam. Sie unterstüt-
zen u. a. im Umgang mit überwältigend erlebten Gefühlen 
und bei der Wiederherstellung von Sicherheit und Selbst-
vertrauen. Anschrift: Jägerstr. 36, 14467 Potsdam, Tel.: 
0331/2802725, E-Mail: potsdam@opferhilfe-brandenburg.de, 
Internet: www.opferhilfe-brandenburg.de;

- den Weißen Ring e. V., Landesbüro Brandenburg in Pots-
dam, Nansenstr. 12, 14471 Potsdam. Er findet mit den Be-
troffenen gemeinsam heraus, welche Unterstützung noch 
gebraucht wird und was helfen kann, langfristig mit den 
Tatfolgen zu leben – egal ob diese seelischer, materieller 
oder gesundheitlicher Natur sind, Tel.:  0331/291273 oder 
Opfer-Telefon: 116 006, E-Mail: lbbrandenburg@weisser-
ring.de, Internet: brandenburg.weisser-ring.de;

- den Seniorpartner in School - Landesverband Brandenburg 
e. V. Er entwickelt in Mediationsgesprächen Wege zu einer 
gewaltfreien Lösung der Konflikte, unterstützt das Bera-
tungsnetzwerk der Schulen, gibt in einem kooperativen Be-
gleitprozess bedürfnis- und ressourcenorientierte Hilfe zur 
Selbsthilfe und realisiert lösungsorientierte Einzelgesprä-
che und Anti-Mobbing-Projekte. Anschrift: Lennéstr. 34, 
14469 Potsdam, Tel.: 0331/95130559, E-Mail: info@sis-
brandenburg.de, Internet: www.seniorpartnerinschool.de.

9  Schlussbestimmungen

 Das Thema „Gewaltprävention - Umgang mit Gewaltvor-
fällen“ ist einmal im Jahr im Rahmen einer Schulkonferenz 
zu behandeln. Sofern zu Gewaltvorfällen schulexterne Be-
ratungen in Anspruch genommen werden und personen-
bezogene oder auf Personen beziehbare Daten übermittelt 
werden sollen, bedarf es der Einwilligung der jeweils Be-
troffenen, bei Minderjährigen also der Eltern.

10 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

 Dieses Rundschreiben tritt am 1. Dezember 2017 in Kraft.

 Gleichzeitig tritt das Rundschreiben 6/09 „Hinsehen - Han-
deln - Helfen  Angstfrei leben und lernen in der Schule“ 
vom 17. August 2009 (ABl. MBJS/09, [Nr. 6], S. 221) au-
ßer Kraft.

Anlagen

Anlage 1: Hinweise, Rat und Unterstützung - Ausgewählte An-
sprechpartner und Kontaktdaten

Anlage 2: Meldeformular

Anlage 1

Hinweise, Rat und Unterstützung
Ausgewählte Ansprechpartner und Kontaktdaten

Anlage zum Rundschreiben 16/17 vom 1. Dezember 2017, Nr. 
8: Wo erhalten Schulen Hinweise, Rat und Unterstützung

Die Schulen können sich wenden an

- die Regionalen Arbeitsstellen für Bildung, Integration und 
Demokratie (RAA). Sie unterhalten neben der Geschäfts-
stelle in Potsdam sechs Regionalbüros. Die RAA koordinie-
ren im Land Brandenburg u. a. das Projekt „Schule OHNE 
Rassismus - Schule MIT Courage“, bieten Lehrerinnen und 
Lehrern, Erzieherinnen und Erziehern sowie Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern der Jugend- und Integrationsarbeit 
Fortbildungen an, beraten bei der demokratischen Gestal-
tung des Sozialraums Schule. Anschrift der Geschäftsstel-
le: Zum Jagenstein 1, 14478 Potsdam, Tel.: 0331/747800,  
E-Mail: info@raa-brandenburg.de, Internet: www.raa-
brandenburg.de und www.schule-ohne-rassismus.org;
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Anlage 2

Schulstempel Datum

Meldeformular

Darstellung eines Gewaltvorfalls gemäß Nr. 5.1 des Rundschreibens 16/17

Dieses Meldeformular ist abzurufen im Internet unter: bildungsserver.berlin-brandenburg.de

Nach einem Notfall sofortige Benachrichtigung an die Unfallkasse Brandenburg – 
Notfallrufnummer bei den Schulleitungen hinterlegt 
(Meldung nur notwendig, wenn Körperverletzungen, Amokläufe, Massenunfälle, Katastrophen und tödliche Schulunfälle eingetreten 
sind, s. Pkt. 8 des RS sowie Schreiben vom 18.12.2013)

Innerhalb von 24 Stunden per Fax oder E-Mail an folgende Adressaten parallel:

• zuständiges staatliches Schulamt Fax: ______________________________________ oder
  
  E-Mail:  __________________________________________

• MBJS - Pressestelle Fax: ______________________________________ oder

  E-Mail: __________________________________________

• ggf. zuständige/r Schulpsychologe/in Fax: ______________________________________ oder

  E-Mail: __________________________________________

• Schulträger (Meldung nur notwendig, Fax: ______________________________________ oder
 wenn Sachbeschädigung eingetreten ist, s. Pkt. 6)
 E-Mail: __________________________________________

Darstellung des Vorfalls

I. Darstellung

1. Datum/Uhrzeit des Vorfalls
____________________/____________________Uhr

2. Was geschah?

3. Um welche Art von Delikt handelt es sich? □ Körperverletzung □ Raub □ Delikte wider die Verfassung (Extremismus)  
□ Bedrohung □ Erpressung □ Beleidigung □ Störung des Schulfriedens □ 
Mobbing □ Sonstiges (z. B. Waffenbesitz):

4. Wann geschah der Vorfall? □ Pause □ Unterrichtszeit □ vor dem Unterricht □ nach dem Unterricht  
□ Wandertag/Exkursion, Klassenfahrt
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5. Wo ereignete sich der Vorfall? □ Klassenraum □ Flur □ Hof □ Schulweg □ Klassenreise/ Exkursion  
□ sonstiger Ort (z. B. Sport, Cafeteria), bitte nennen:

6. Handelt es sich um Sachbeschädigung/en? □ nein
 
□ ja, bitte nennen (und Meldung an den zuständigen Schulträger):

7. Beteiligte Personen 
Bitte Angaben zu Geschlecht, Alter bzw. Jahr- 
gangsstufe, Hinweis auf schulfremde Beteiligte 
(SF), Täter (T), Opfer (O), Zeugen (Z), Anzahl  
der beteiligten (T) und (O)
8. Anlass, Auslöser des Vorfalls (anonymisierte 
Täter/Opfer-Berichte als Anlage beifügen)
II. Folgegeschehen/Reaktion der Schule 
Ohne Angaben zu den Punkten 9 - 14 ist die Meldung unvollständig!
9. Erste Einschätzung der Hintergründe des 
Vorfalls unter Einbeziehung von Informationen, die 
aus Gesprächen mit Tätern und Opfern gewonnen 
wurden
10. Erfolgte und beabsichtigte Reaktion der 
Schule: 
Art der Hilfe für das Opfer 
- Art der Wiedergutmachung
- Beteiligung an der Wiedergutmachung (z. B. Medi-
atoren, Konfliktlotsen) 
- Einbeziehung der Eltern 
- kurzfristige Ordnungsmaßnahmen
11. Einbezug der Polizei □ Einbezug der Polizei 

□ Kontakt zum Jugendbeauftragten/Opferschutzbeauftragten 
□ Tagebuchnummer: ……………………………. 
oder 
□ nicht erforderlich / nicht beabsichtigt

12. Ärztliche Hilfe □ Geschädigte/-n zum Arzt 
□ Geschädigte/-n ins Krankenhaus

13. Ist der Vorfall von öffentlichem Interesse (z. B. 
Presse oder Medien?)

□ Presse oder Medien 
□ Sonstiges, bitte nennen:

14. Perspektivische Maßnahmen □ Entscheid über Ordnungsmaßnahmen, welche? 
□ Kooperation mit Schulpsychologen  
□ sonstige Kooperationspartner, bitte nennen: 
□ sonstige Maßnahmen:

  Anlagen: anonymisierte Berichte des Opfers und der Täterin/des Täters und der sonstigen Beteiligten

__________________________________________________ __________________________________________________
Unterschrift Schulleiter/-in  Name in Klarschrift

Für Rückfragen erreichbar unter der Telefonnummer: __________________________________________________
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II. Nichtamtlicher Teil

Richtlinie des Ministeriums für Bildung, Jugend 
und Sport des Landes Brandenburg

zur Umsetzung des Bundesinvestitionsprogramms 
„Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2017 - 2020 

im Land Brandenburg 
(U6-Ausbau-Richtlinie 2017 - 2020) 

Vom 4. Juli 2017, 
geändert durch Anordnung vom 23. November 2017

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land Brandenburg gewährt nach Maßgabe dieser 
Richtlinie und der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der 
Landeshaushaltsordnung (LHO) zur Umsetzung des  
Investitionsprogramms „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 
2017 - 2020 des Bundes auf der Grundlage des Gesetzes 
über Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau der Tagesbe-
treuung für Kinder vom 10. Dezember 2008 (BGBl. I 
S. 2403, 2407), zuletzt geändert durch das Gesetz zum 
quantitativen und qualitativen Ausbau der Kindertages-
betreuung vom 23. Juni 2017 (BGBl. I S. 1893, 1895) 
Zuwendungen zu den Kosten für notwendige Investiti-
onen zur Schaffung von zusätzlichen Betreuungsplätzen 
in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege für 
Kinder von der Geburt bis zum Schuleintritt. Die Zuwen-
dungen des Landes werden in Form von Zuweisungen 
oder Zuschüssen gewährt. 

1.2 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zu-
wendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Bewil-
ligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermes-
sens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel unter 
Berücksichtigung des als Anlage  beigefügten „Orientie-
rungsrahmens Bund“. 

2. Gegenstand der Förderung

2.1 Zuwendungen können gewährt werden für Investitionen 
zur Schaffung zusätzlicher Plätze, die der Kindertagesbe-
treuung für Kinder von der Geburt bis zum Schuleintritt 
dienen. Zusätzliche Plätze sind solche, die entweder neu 
entstehen oder solche ersetzen, die ohne Erhaltungsmaß-
nahmen wegfallen. Investitionen in altersgemischten 
Gruppen bzw. altersgruppenübergreifenden Einrichtun-
gen können entsprechend dem Anteil der förderungsfä-
higen Plätze gefördert werden. 

2.2 Gefördert werden Investitionsvorhaben, die der Schaf-
fung oder Ausstattung zusätzlicher Betreuungsplätze 
dienen und die noch nicht bzw. frühestens ab dem 1. Juli 
2016 begonnen wurden. Als Beginn gilt der Abschluss 
eines der Umsetzung des Vorhabens dienenden rechts-
verbindlichen Leistungs- und Lieferungsvertrages. 

Jugend

Änderung 
der Richtlinie des Ministeriums für Bildung, 
Jugend und Sport des Landes Brandenburg

zur Umsetzung des Bundesinvestitionsprogramms 
„Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2017 - 2020 

im Land Brandenburg 
(U6-Ausbau-Richtlinie 2017 - 2020)

vom 4. Juli 2017 (ABl. MBJS 2017, S. 226)

Vom 23. November 2017
Gz.: 22.2-74211

Die Richtlinie des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport 
des Landes Brandenburg zur Umsetzung des Bundesinvesti- 
tionsprogramms „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2017 - 2020 
im Land Brandenburg (U6-Ausbau-Richtlinie 2017 - 2020) 
vom 4. Juli 2017 (ABl. MBJS 2017, S. 226) wird wie folgt ge-
ändert:

In Ziffer 7.1.1 Satz 5 und 6 sowie in Ziffer 7.1.3 Satz 1 und 2 
wird jeweils die Angabe „31. März 2018“ durch die Angabe 
„31. März 2019“ ersetzt.

Potsdam, den 23. November 2017

Die Ministerin für Bildung, Jugend und Sport
des Landes Brandenburg

Britta Ernst
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4.2. Investive Maßnahmen können im Rahmen der zuwen-
dungsfähigen Gesamtausgaben nach Nummer 2 dieser 
Richtlinie gefördert werden, wenn sichergestellt ist, dass 
die Investitionen mindestens für die Dauer der Zweck-
bindungsfristen gemäß Nr. 6.1 der Kindertagesbetreuung 
dienen. Einrichtungen der Kindertagesbetreuung müssen 
mindestens auch für die Betreuung von Kindern von der 
Geburt bis zum Schuleintritt im Bedarfsplan des örtli-
chen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe als erforder-
lich im Sinne des § 12 Abs. 3 Satz 2 KitaG enthalten sein. 
Ist der Antragsteller nicht Eigentümer des Grundstücks, 
ist darüber hinaus auch die Zusicherung des Eigentümers 
erforderlich, das Grundstück für die Dauer der Zweck-
bindungsfrist für den Betrieb der Einrichtung zur Verfü-
gung zu stellen. 

4.3. Vorhaben, die der baurechtlichen Genehmigung bedürfen, 
können nur gefördert werden, wenn sie bauplanungs- und 
bauordnungsrechtlich genehmigungsfähig sind.

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1. Zuwendungsart: Projektförderung

5.2. Finanzierungsart: Anteilfinanzierung

5.3. Form der Zuwendung: Zuschuss/Zuweisung

5.4. Bemessungsgrundlage:

5.4.1 Die Höhe der Zuwendung beträgt bis zu 90% der zuwen-
dungsfähigen Gesamtausgaben. Der örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe kann niedrigere Obergrenzen 
festlegen. Soll bei der Festlegung der Obergrenzen zwi-
schen verschiedenen Trägern oder Trägergruppen diffe-
renziert werden, sind die Kriterien aus § 74 Abs. 3 bis 5 
SGB VIII sinngemäß anzuwenden. Als zuwendungsfä-
hige Gesamtausgaben gelten alle zur Durchführung der 
geförderten Maßnahme notwendigen und angemessenen 
Ausgaben. 

 Der erforderliche Eigenanteil in Höhe von mindestens 
10 % kann vom örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe, von den Ämtern oder Gemeinden, von den Trägern 
der Kindertagesbetreuung, den Kindertagespflegeperso-
nen oder ihren Anstellungsträgern getragen werden.

5.4.2 Die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben ergeben sich, 
soweit keine Kostenrichtwerte festgelegt worden sind, 
aus den in den Planungsunterlagen tatsächlich nach-
gewiesenen und - soweit erforderlich - baufachlich an-
erkannten Ausgaben für die einzelnen förderfähigen 
Kostengruppen. Als Bemessungsgrundlage für die Er-
mittlung der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben sind 
die Kostengruppen der DIN 276 zugrunde zu legen. Die 
Kostengruppen 100 (Grundstückskosten) und 220 (öf-
fentliche Erschließung) sind nicht zuwendungsfähig.

5.4.3 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden 
Einnahmen (insbesondere Zuwendungen, Leistungen 

2.3 Die Investitionen sind bis zum 30. Juni 2022 abzuschlie-
ßen. 

2.4 Bei Vorhaben, die in selbstständige Abschnitte eines lau-
fenden Vorhabens aufgeteilt werden können, ist eine För-
derung des selbstständigen Abschnittes auch möglich, 
wenn allein für diesen Abschnitt die Förderkriterien erfüllt 
sind. Bei Kindertageseinrichtungen werden vorrangig sol-
che Investitionen gefördert, die der Beseitigung von be-
fristeten Ausnahmen in der Betriebserlaubnis hinsichtlich 
der Mindestspielflächen der betreuten Kinder dienen.

3. Zuwendungsempfänger

3.1. Anträge können unter den nachfolgend genannten Vor-
aussetzungen gestellt werden von

- den Trägern von Einrichtungen und anderen Ange-
boten der Kindertagesbetreuung mit Ausnahme der 
Kindertagespflege (zur Förderung von Investitionen 
in Kindertagespflege siehe Ziffern 5.4.5 und 7.1.7),

- den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe,
- den Gemeinden und Ämtern, soweit sie sich gegen-

über ihrem Landkreis zur Gewährleistung der Kin-
dertagesbetreuung verpflichtet haben,

- den Gemeinden, die einem freien Träger einer Kin-
dertageseinrichtung Grundstück und Gebäude zur 
Verfügung stellen,

- anderen Eigentümern, die einem Träger einer Kin-
dertageseinrichtung Grundstück und Gebäude zur 
Verfügung stellen.

3.2. Antragsberechtigt sind Träger von Einrichtungen und 
Angeboten der Kindertagesbetreuung (Gemeinden, Äm-
ter, kreisfreie Städte sowie freie und gewerbliche Träger), 
soweit sie Eigentümer des Grundstücks sind, sowie bei 
Förderungen von Kindertagespflegeangeboten die örtli-
chen Träger der öffentlichen Jugendhilfe als Zwischen- 
oder Letztempfänger. Träger von Einrichtungen und An-
geboten, die nicht Eigentümer des Grundstücks sind, sind 
antragsberechtigt, wenn sichergestellt ist, dass die in die-
ser Richtlinie festgelegten Zuwendungsvoraussetzungen 
und Zuwendungsbestimmungen auch vom Eigentümer 
des Grundstücks eingehalten werden. Gemeinden, die 
einem freien Träger einer Kindertagesstätte gemäß § 16 
Abs. 3 KitaG Grundstück und Gebäude zur Verfügung 
stellen, sind antragsberechtigt, wenn der Antrag mit dem 
freien Träger abgestimmt ist. Andere Eigentümer, die 
einem Träger einer Kindertagesstätte Grundstück und 
Gebäude zur Verfügung stellen (vermieten, verpachten), 
sind antragsberechtigt, wenn der Antrag mit dem Träger 
der Kindertageseinrichtung und der Gemeinde abge-
stimmt und der Betrieb der Kindertageseinrichtung für 
die Dauer der Zweckbindung gesichert ist.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1. Die geltenden haushaltsrechtlichen Bestimmungen müs-
sen erfüllt sein.
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Bank in Zuwendungshöhe beibringen. Darüber hinaus 
ist in diesen Fällen ein Miet-, Pacht- oder sonstiger Nut-
zungsvertrag mindestens über die Dauer der Zweckbin-
dung zwischen freiem Träger und Grundstückseigentü-
mer erforderlich.

6.3 Antragsteller, die nicht Gebietskörperschaft sind, und die 
als Eigentümer oder Erbbauberechtigte einem Träger ei-
ner Kindertageseinrichtung Grundstück und Gebäude zur 
Verfügung stellen, sind verpflichtet, bei einer Zuwendung 
von mehr als 30.000 EUR zur Sicherung etwaiger Rück-
forderungsansprüche eine dingliche Sicherung durch die 
Eintragung einer Grundschuld in Zuwendungshöhe an 
rangbereitester Stelle im Grundbuch oder Erbbaugrund-
buch nachzuweisen. Der Grundstückseigentümer oder 
Erbbauberechtigte hat darüber hinaus die Zweckbestim-
mung durch die Eintragung einer beschränkt persönli-
chen Dienstbarkeit für die Dauer der Zweckbindung zu 
sichern. Alternativ kann der Antragsteller eine für die 
Zeit der Zweckbindung bestehende selbstschuldnerische 
Bürgschaft einer deutschen Bank in Zuwendungshöhe 
beibringen. Ein Miet-, Pacht- oder sonstiger Nutzungs-
vertrag über die Dauer der Zweckbindung ist erforder-
lich.

7. Verfahren

 Die Investitionsbank des Landes Brandenburg (ILB) ist 
im Bewilligungsverfahren die Bewilligungsbehörde.

7.1 Antragsverfahren

7.1.1 Anträge auf Gewährung einer Zuwendung können lau-
fend bei dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe, in dessen Bereich das Investitionsvorhaben durch-
geführt werden soll, eingereicht werden. Die örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe übersenden der ILB 
laufend die Anträge zusammen mit ihrem begründeten 
Votum. Die Voten sind in einer Liste zusammenzufassen, 
fortzuschreiben (Votenliste) und gemäß Nr. 7.2.1 mit 
dem jeweiligen Antrag an die ILB zu übersenden. Die 
tragenden Gründe für jedes ablehnende Votum sind aus-
zuführen. Antragsschluss (Eingang des letzten votierten 
Antrages bei der ILB) ist der 31. März 2019. Anträge, die 
nach dem 31. März 2019 bei der ILB eingehen, können 
nach Maßgabe besonderer Weisung der für die Betreu-
ung von Kindern zuständigen obersten Landesbehörde 
berücksichtigt werden.

7.1.2 Bei Anträgen auf Zuwendungen für Investitionen in Ein-
richtungen im Sinne des § 45 SGB VIII ist durch den 
Antragsteller dem Antrag die Stellungnahme der für die 
Betreuung von Kindern zuständigen obersten Landes-
behörde an die untere Bauaufsichtsbehörde gemäß § 69 
Abs. 4 BbgBO beizufügen, aus der hervor geht, ob mit 
der geplanten Maßnahme ggf. bestehende Auflagen der 
Betriebserlaubnis beseitigt werden können, in jedem Fall 
aber, ob die Betriebserlaubnis hierdurch beeinträchtigt 
wird. Ist mit Antragstellung die Stellungnahme gemäß 
§ 69 Abs. 4 BbgBO nicht beigefügt, so ist diese der ILB 

Dritter, Erträge aus der zinsbringenden Geldanlage) und 
der Eigenanteil des Zuwendungsempfängers sind als De-
ckungsmittel für alle mit dem Zuwendungszweck zusam-
menhängenden Ausgaben einzusetzen.

5.4.4 Eine Förderung nach dieser Richtlinie ist ausgeschlossen 
für geförderte Plätze, die aus Mitteln der Strukturfonds 
der Europäischen Union, durch bisherige Investitions-
programme des Bundes und des Landes mit demselben 
Zuwendungszweck gefördert wurden bzw. werden. Das-
selbe gilt für Investitionen, die nach anderen Gesetzen 
und Verwaltungsvereinbarungen im Wege der Anteilsfi-
nanzierung nach Artikel 104b des Grundgesetzes durch 
den Bund gefördert werden.

5.4.5 Die Zuwendung soll ohne wichtigen Grund eine Baga-
tellgrenze von 30.000 EUR nicht unterschreiten. Die 
Zuwendung für Förderungen von Kindertagespflege  
soll ohne wichtigen Grund die Bagatellgrenze von 
5.000 EUR nicht unterschreiten. Für die Einhaltung und 
Prüfung der Zuwendungsbestimmungen gegenüber der 
Bewilligungsbe-hörde zum Zeitpunkt der Antragstel-
lung, Auszahlung und Verwendungsnachweislegung ist 
der Zwischenempfänger verantwortlich.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Im Zuwendungsbescheid ist die Dauer der Zweckbin-
dung wie folgt festzusetzen:

 Alle mit Hilfe der Zuwendung beschafften oder herge-
stellten unbeweglichen Gegenstände sind 10 Jahre, bei 
Zuwendungen ab 250.000 EUR 15 Jahre für den Zuwen-
dungszweck gebunden. Alle beweglichen Gegenstände 
mit einem Beschaffungswert von über 410 EUR sind 
5 Jahre für den Zuwendungszweck gebunden. Die Ver-
wendung der Gegenstände innerhalb der vorgenannten 
Zeiträume für andere Zwecke bedarf der vorherigen Zu-
stimmung der Bewilligungsbehörde. Nach Ablauf der 
Fristen kann über die Gegenstände frei verfügt werden.

6.2 Ist der Antragsteller ein freier Träger und Grundstücks-
eigentümer oder Erbbauberechtigter, so ist er verpflich-
tet, bei einer Zuwendung von mehr als 30.000 EUR 
zur Sicherung etwaiger Rückforderungsansprüche eine 
dingliche Sicherung durch die Eintragung einer Grund-
schuld in Zuwendungshöhe an rangbereitester Stelle im 
Grundbuch oder Erbbaugrundbuch nachzuweisen. An-
stelle einer dinglichen Sicherung kann er eine für die 
Zeit der Zweckbindung bestehende selbstschuldnerische 
Bürgschaft einer deutschen Bank in Zuwendungshöhe 
beibringen. 

 Ist der freie Träger nicht Grundstückeigentümer oder 
Erbbauberechtigter, so hat die dingliche Sicherung durch 
den Grundstückseigentümer oder Erbbauberechtigten in 
Form einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit und 
einer Grundschuld zu erfolgen, sofern es sich nicht um 
eine Gebietskörperschaft handelt. Alternativ kann der 
Antragsteller eine für die Zeit der Zweckbindung beste-
hende selbstschuldnerische Bürgschaft einer deutschen 
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hilfe beziehen die Anträge, für die sie als Zwischen- oder 
Letztempfänger auftreten, in ihre Votenlisten gemäß 
Nr. 7.2.1 ein. Die Termine gemäß Nr. 7.1.1 und 7.1.3 gel-
ten entsprechend.

7.2. Bewilligungsverfahren

7.2.1 Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe votie-
ren nach Anhörung der kreisangehörigen Gemeinden zu 
den zu fördernden Maßnahmen und der Höhe der Förde-
rungen, listen die von ihnen zur Förderung vorgeschla-
genen Maßnahmen mit den jeweiligen Zuwendungsbe-
trägen auf (Votenliste) und leiten die Votenlisten laufend 
mit den Anträgen der ILB zu. Aus den Votenlisten muss 
ersichtlich sein, wie viele Plätze insgesamt gefördert 
werden, wie viele Plätze davon neu geschaffen werden 
und wie viele Plätze als Erhaltungsmaßnahmen gefördert 
werden sollen. Führt ein der Höhe nach vom Antrag ab-
weichendes Votum zu einer Finanzierungslücke, so kann 
der Antrag nur dann an die ILB weitergeleitet werden, 
wenn der Finanzierungsplan einschließlich Nachweis des 
Eigenanteils angepasst worden ist. Kann die geänderte 
Gesamtfinanzierung nicht dargestellt werden, ist die För-
derung des Vorhabens nicht möglich. 

7.2.2 Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben 
bei ihrem Votum vorrangig die Beseitigung von befriste-
ten Ausnahmen hinsichtlich der Mindestspielflächen der 
betreuten Kinder zu berücksichtigen. Weiterhin ist die 
Bedarfsplanung nach § 12 Abs. 3 Satz 2 KitaG zu beach-
ten.  

7.2.3 Die Entscheidungen der Bewilligungsbehörde ergehen 
auf der Grundlage der nach Nr. 7.2.1 und 7.2.2 über-
sandten Votenlisten sowie des VwVfGBbg und der LHO. 
Liegen die Zuwendungsvoraussetzungen nicht vor oder 
stehen nicht ausreichend Haushaltsmittel zur Verfügung, 
erteilt die Bewilligungsbehörde einen ablehnenden Be-
scheid. 

7.2.4 Bei Anträgen auf Förderung von Investitionen in An-
gebote der Kindertagespflege entscheiden die örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach den von ihnen  
festgelegten Kriterien und bestätigen, dass die Zuwen-
dungsvoraussetzungen nach dieser Richtlinie gegeben 
sind. Eine Weiterleitung der Anträge der Kindertages-
pflegepersonen an die ILB erfolgt nicht, vielmehr reicht 
der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe, eine lis-
tenmäßige Aufstellung mit den Namen und Anschriften 
der zu fördernden Kindertagespflegepersonen, der Anzahl 
der zusätzlich zu schaffenden Betreuungsplätze sowie 
den jeweiligen Zuwendungsbeträgen bei der ILB ein. 

 Sind die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe, 
die Gemeinden oder Ämter Letztempfänger, so geben sie 
in ihrem Antrag die Anzahl der zusätzlich zu schaffen-
den Betreuungsplätze sowie die jeweiligen Zuwendungs-
beträge an. Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe leiten, soweit sie nicht selbst Letztempfänger sind, 
die Förderung als Zwischenempfänger an die Letztemp-
fänger weiter. 

spätestens bis zur ersten Mittelauszahlung nachzurei-
chen. 

7.1.3 Die Mittel stehen den örtlichen Trägern der öffentlichen 
Jugendhilfe bis zum 31. März 2019 (Eingang des letzten 
Antrags bei der ILB) in der Höhe zur Verfügung, die in 
der Anlage dargestellt ist (Orientierungsrahmen Bund). 
Schöpft ein örtlicher Träger der öf-fentlichen Jugendhilfe 
diese Mittel nicht durch Anträge aus, die er mit seinem 
positiven Votum bis zum 31. März 2019 an die ILB über-
sandt hat, so entscheidet die für die Betreuung von Kin-
dern zuständige oberste Landesbehörde über die Vergabe 
der Restmittel nach pflichtgemäßem Ermessen. Dabei ist 
zu beachten, dass die letzten Bewilligungen spätestens 
bis zum 31. Dezember 2019 erfolgt sein müssen. Für den 
Fall, dass das Land Brandenburg an der Umverteilung 
nicht genutzter Länderkontingente partizipiert, können 
Bewilligungen bis zum 30. Juni 2020 erteilt werden. 

7.1.4 Bei Anträgen von Gemeinden und Ämtern wird ab einer 
Zuwendungssumme von 100.000 EUR die baufachliche 
Prüfung durch die zuständige bautechnische Dienststelle 
der Gemeinde vorgenommen. Ab einer Zuwendungs-
summe von 500.000 EUR  veranlasst die Bewilligungs-
behörde die baufachliche Prüfung durch den Branden-
burgischen Landesbetrieb für Liegenschaften und Bauen 
(BLB).

 Für den Fall, dass eine bautechnische Dienststelle in Ge-
meinden nicht vorhanden ist bzw. die baufachliche Prü-
fung aus Kapazitätsgründen innerhalb des geforderten 
Zeitrahmens nicht geleistet werden kann, veranlasst die 
Bewilligungsbehörde bei Zuwendungen ab 100.000 EUR 
auf Antrag des Zuwendungsempfängers die baufachli-
che Prüfung durch den BLB. Bei freien sowie gewerb-
lichen Trägern erfolgt ab einer Zuwendungssumme von 
50.000 EUR eine baufachliche Prüfung durch den BLB.

7.1.5 Öffentliche Antragsteller haben im Antragsverfahren 
zu bestätigen, dass eine die Maßnahme und ihre Finan-
zierung berücksichtigende rechtskräftige Haushaltssat-
zung vorliegt. Soweit die Haushaltssatzung noch keine 
Rechtskraft erlangt hat, hat der Hauptverwaltungsbe-
amte unter Berücksichtigung der haushaltsrechtlichen 
Vorschriften die Maßnahme zu bestätigen. Freie Träger 
haben im Antragsverfahren zu bestätigen, dass ein von 
ihrem zuständigen Gremium beschlossener oder geneh-
migter Haushalts- bzw. Wirtschaftsplan vorliegt.

7.1.6 Eine zu fördernde Maßnahme darf erst nach Erteilung 
des Bewilligungsbescheides begonnen werden. Einem 
vorzeitigen Maßnahmebeginn kann für Vorhaben zuge-
stimmt werden, die frühestens ab dem 1. Juli 2016 be-
gonnen wurden (siehe Nr. 2.2).

7.1.7 Anträge auf Förderung von Investitionen in Angebote 
der Kindertagespflege sind an die örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe zu richten. Die örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe beantragen bei der ILB als 
Zwischen- oder Letztempfänger die notwendigen För-
dermittel. Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
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7.4.2 Jeder Zuwendungsempfänger hat zu bescheinigen, dass 
die gewährten Zuwendungen zweckentsprechend, wirt-
schaftlich und sparsam verwendet wurden.

7.5 Zu beachtende Vorschriften

 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Auf-
hebung des Zuwendungsbescheides und die Rückfor-
derung der gewährten Zuwendung gilt die VV/VVG zu 
§ 44 LHO, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abwei-
chungen zugelassen worden sind. 

8. Geltungsdauer

 Diese Förderrichtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2017 in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2020. 

Potsdam, den 4. Juli 2017

Der Minister für Bildung, Jugend und Sport
des Landes Brandenburg

Günter Baaske

7.2.5 Finanzierungszusicherung

 Die Bewilligungsbehörde kann den Antragstellern vorab 
eine Finanzierungszusicherung gemäß § 1 VwVfG Bbg 
in Verbindung mit § 38 Abs. 1 VwVfG erteilen.

7.3. Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

7.3.1 Die Auszahlung der Zuwendung in Form von Zuweisun-
gen/Zuschüssen an den Zuwendungsempfänger erfolgt 
entsprechend der Nr. 1.4 der ANBest-G/Nr. 1.4 AN-Best-P 
(VV/VVG zu § 44 LHO). Die Mittelabrufe sind mit den 
entsprechenden Nach-weisen der ILB zu übergeben. 

7.3.2 Sind im Maßnahmevollzug Minderausgaben eingetreten, 
verringert sich die Zuwendung dementsprechend. Ein 
letzter Teilbetrag von fünf Prozent der Gesamtzuwen-
dung soll erst ausgezahlt werden, wenn der Zuwendungs-
empfänger den Verwendungsnachweis vollständig und 
prüffähig vorgelegt hat.

7.4 Verwendungsnachweisverfahren

7.4.1 Der Zuwendungsempfänger erbringt gegenüber der ILB 
innerhalb von 6 Monaten nach Abschluss der Maßnah-
me, den Verwendungsnachweis. Dieser hat neben den in 
den ANBest-G Nr. 7 oder ANBest-P Nr. 6 (VV/VVG zu 
§ 44 LHO) geforderten Angaben auch die Namen und 
Anschriften der begünstigten Kindertagespflegepersonen 
und Einrichtungen sowie die Zahl der zusätzlich geschaf-
fenen Plätze und die Zahl der erhaltenen Plätze für die Be-
treuung von Kindern bis zum Schuleintritt zu enthalten.
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 Die Funktion als stellvertretende Schulleiterin oder stellver-
tretender Schulleiter wird zur Feststellung der Bewährung 
in der Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewäh-
rung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung in 
das entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann 
erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonsti-
gen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen.

2. Schulleiterin oder Schulleiter an einer Förderschule

 Schule mit dem sonderpädagogischen
 Förderschwerpunkt „Lernen“ Finsterwalde
 Tuchmacherstraße 24 b
 03238 Finsterwalde

 – Besetzung zum frühestmöglichen Zeitpunkt –

 Aufgaben:
 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; Gewährleis-

tung der Einhaltung von geltenden Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften; Vertretung der Schule nach außen im 
Rahmen der Beschlüsse der Schulleitung und der schuli-
schen Gremien in enger Zusammenarbeit mit dem Schul- 
träger und dem staatlichen Schulamt; Zusammenwirken 
mit Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern 
mit dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität 
schulischer Arbeit; Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit; Entscheidungen über den Unterricht-
seinsatz der Lehrkräfte; Förderung der schulischen Ausbil-
dung der Studierenden sowie der Lehramtskandidatinnen 
und Lehramtskandidaten; Gewährleistung der Schulprofil-
bildung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Förderschullehrers oder 

Befähigung für die Laufbahn des Lehrers an Förderschu-
len; der Nachweis der sonderpädagogischen Fachrichtung 
„Lernen“ wird vorausgesetzt; mehrjährige Bewährung in 
der Unterrichtspraxis an einer Förderschule mit dem son-
derpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“.

 Anforderungen:
 Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen 

Zusammenarbeit, zur Innovation in der Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit 
dem Schulträger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungs-
gremien; Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; 
hohe Belastbarkeit; erwartet wird Engagement, Eigen-
ständigkeit sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte 
Kenntnisse über das Schulrecht im Land Brandenburg; um-
fassende Kenntnisse über die Leitung und Organisation des 
Schulbetriebes; gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedin-
gungen und Ziele der Umgestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; der Nachweis einer Qualifika- 
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht.

Stellenausschreibungen

Im Bereich des Staatlichen Schulamtes Cottbus ist vorbehalt-
lich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen 
beabsichtigt, nachfolgende Stellen für Schulleitungsfunktionen 
neu zu besetzen: 

1. Stellvertretende Schulleiterin oder stellvertretender 
Schulleiter an einer Oberschule mit Grundschulteil

 Grund- und Oberschule Massen
 Finsterwalder Straße 11
 03238  Massen-Niederlausitz

 – Besetzung zum frühestmöglichen Zeitpunkt –

 Aufgaben:
 Vertretung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei Ab- 

wesenheit oder Verhinderung; selbstständige und eigen-
verantwortliche Wahrnehmung der Aufgaben gemäß Ge-
schäftsverteilungsplan; Unterstützung der Schulleiterin oder 
des Schulleiters bei der Wahrnehmung ihrer oder seiner 
Aufgaben, insbesondere beim Zusammenwirken mit Lehr-
kräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern mit dem 
Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität schuli-
scher Arbeit, der Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit, der Gewährleistung der Schulprofil-
bildung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur und der Zusammenarbeit mit anderen Ein-
richtungen und Behörden.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Sekundar-

stufe I; mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in 
der Sekundarstufe I.

 Anforderungen:
 Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammenar-

beit, zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar-
beit sowie zum engen Zusammenwirken mit dem Schul-
träger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe Belast-
barkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständigkeit sowie 
die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kenntnisse über das 
Schulrecht im Land Brandenburg; umfassende Kenntnis-
se über die Leitung und Organisation des Schulbetriebes; 
gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedingungen und Ziele 
der Umgestaltung und Entwicklung der brandenburgischen 
Schule; der Nachweis einer Qualifikation auf dem Gebiet 
des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise:
 Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftig-

ten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 14 
BbgBesG bzw. Entgeltgruppe 14 TV-L bewertet.
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 Weitere Hinweise: 
 Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftig-

ten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 14  
BbgBesG bzw. Entgeltgruppe 14 TV-L bewertet.

 Das Amt als Schulleiterin oder Schulleiter wird gemäß 
§ 120 Landesbeamtengesetz oder gemäß § 31 TV-L bis zur 
Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine 
Beförderung in das entsprechende Amt oder eine Höher-
gruppierung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahn-
rechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Vorausset-
zungen erfolgen.

Schwerbehinderte Menschen nach Maßgabe des § 2 SGB IX 
werden bei gleicher Qualifikation und Eignung bevorzugt be-
rücksichtigt. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht.

Schriftliche Bewerbungen sind unter Angabe der angestrebten 
Funktion innerhalb von vier Wochen nach Veröffentlichung 
der Ausschreibung im Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, 
Jugend und Sport zu richten an das

 Staatliche Schulamt Cottbus  
 Herrn Gerald Boese
 Blechenstraße 1
 03046 Cottbus. 

Im Bereich des Staatlichen Schulamtes Neuruppin ist vorbe-
haltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraussetzun-
gen beabsichtigt, nachfolgende Stellen für Schulleitungsfunkti-
onen neu zu besetzen: 

1. Schulleiterin oder Schulleiter an einer Grundschule

a. Grundschule Blumenthal
 Parkweg 2
 16909 Heiligengrabe/OT Blumenthal

 − Besetzung zum 01.08.2018 −

b. Nadelbach-Grundschule
 Wittstocker Straße 63
 16909 Heiligengrabe

 − Besetzung zum 01.08.2018 −

 Aufgaben:
 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; Gewährleis-

tung der Einhaltung von geltenden Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften; Vertretung der Schule nach außen im 
Rahmen der Beschlüsse der Schulleitung und der schuli-
schen Gremien in enger Zusammenarbeit mit dem Schul- 
träger und dem staatlichen Schulamt; Zusammenwirken 
mit Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern 
mit dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität 
schulischer Arbeit; Sicherung einer geordneten Unterrichts- 

und Erziehungsarbeit; entscheidet über den Unterrichtsein-
satz der Lehrkräfte; Förderung der schulischen Ausbildung 
der Studierenden sowie der Lehramtskandidatinnen und 
Lehramtskandidaten; Gewährleistung der Schulprofilbildung 
und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und Eva-
luierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule als 
eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage ei-
nes pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauenden 
Schulkultur.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primarstu-

fe; mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in der 
Primarstufe.

 Anforderungen:
 Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen 

Zusammenarbeit, zur Innovation in der Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit 
dem Schulträger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungs-
gremien; Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; ho- 
he Belastbarkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständig-
keit sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kennt-
nisse über das Schulrecht im Land Brandenburg; umfas-
sende Kenntnisse über die Leitung und Organisation des 
Schulbetriebes; gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedin-
gungen und Ziele der Umgestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; der Nachweis einer Qualifika-
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise: 
 Die Stellen können mit Beamten oder mit tariflich Beschäf-

tigten besetzt werden. Sie sind mit der Besoldungsgrup-
pe A 14 BbgBesG bzw. Entgeltgruppe 14 TV-L bewertet. 

 Das Amt als Schulleiterin oder Schulleiter wird gemäß 
§ 120 Landesbeamtengesetz oder gemäß § 31 TV-L bis zur 
Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine 
Beförderung in das entsprechende Amt oder eine Höher-
gruppierung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahn-
rechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Vorausset-
zungen erfolgen.

2. Stellvertretende Schulleiterin oder stellvertretender 
Schulleiter an einer Grundschule

 Elblandgrundschule Wittenberge
 Dr.-Salvador-Allende-Straße 62
 19322 Wittenberge

 − Besetzung zum nächstmöglichen Zeitpunkt  −

 Aufgaben:
 Vertretung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei 

Abwesenheit oder Verhinderung; selbstständige und ei-
genverantwortliche Wahrnehmung der Aufgaben gemäß 
Geschäftsverteilungsplan; Unterstützung der Schulleite-
rin oder des Schulleiters bei der Wahrnehmung ihrer oder 
seiner Aufgaben, insbesondere beim Zusammenwirken mit 
Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern mit 
dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität schu-
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mung ihrer oder seiner Aufgaben, insbesondere beim Zu-
sammenwirken mit Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen 
und Schülern mit dem Ziel der Sicherung und Entwicklung 
der Qualität schulischer Arbeit, der Sicherung einer geord-
neten Unterrichts- und Erziehungsarbeit, der Gewährleis-
tung der Schulprofilbildung und des Prozesses der Erarbei-
tung, Umsetzung und Evaluierung eines Schulprogramms; 
Förderung der Schule als eine sich entwickelnde Organi-
sation auf der Grundlage eines pädagogischen Grundkon-
senses und einer aufbauenden Schulkultur und der Zusam-
menarbeit mit anderen Einrichtungen und Behörden.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primarstu-

fe; mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in der 
Primarstufe.

 Anforderungen:
 Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammenar-

beit, zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar-
beit sowie zum engen Zusammenwirken mit dem Schul-
träger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe Belast-
barkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständigkeit sowie 
die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kenntnisse über das 
Schulrecht im Land Brandenburg; umfassende Kenntnis-
se über die Leitung und Organisation des Schulbetriebes; 
gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedingungen und Ziele 
der Umgestaltung und Entwicklung der brandenburgischen 
Schule; der Nachweis einer Qualifikation auf dem Gebiet 
des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise: 
 Die Stellen können mit Beamten oder mit tariflich Beschäf-

tigten besetzt werden. Sie sind mit der Besoldungsgrup-
pe A 14 BbgBesG bzw. Entgeltgruppe 14 TV-L bewertet.

 Die Funktion als zweite stellvertretende Schulleiterin oder 
zweiter stellvertretender Schulleiter wird zur Feststellung 
der Bewährung in der Funktion übertragen. Die Feststel-
lung der Bewährung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine 
Beförderung in das entsprechende Amt oder eine Höher-
gruppierung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahn-
rechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Vorausset-
zungen erfolgen.

4. Schulleiterin oder Schulleiter an einer Oberschule

 Barbara-Zürner-Oberschule
 Breite Straße 32
 16727 Velten

 − Besetzung zum 01.08.2019 –

 Aufgaben:
 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; Gewährleis-

tung der Einhaltung von geltenden Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften; Vertretung der Schule nach außen im 
Rahmen der Beschlüsse der Schulleitung und der schuli-
schen Gremien in enger Zusammenarbeit mit dem Schul- 
träger und dem staatlichen Schulamt; Zusammenwirken 

lischer Arbeit, der Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit, der Gewährleistung der Schulprofil-
bildung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur und der Zusammenarbeit mit anderen Ein-
richtungen und Behörden. 

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primarstu-

fe; mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in der 
Primarstufe.

 Anforderungen:
 Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammenar-

beit, zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar-
beit sowie zum engen Zusammenwirken mit dem Schul-
träger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe Belast-
barkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständigkeit sowie 
die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kenntnisse über das 
Schulrecht im Land Brandenburg; umfassende Kenntnis-
se über die Leitung und Organisation des Schulbetriebes; 
gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedingungen und Ziele 
der Umgestaltung und Entwicklung der brandenburgischen 
Schule; der Nachweis einer Qualifikation auf dem Gebiet 
des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise:
 Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftig-

ten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 14 
BbgBesG bzw. Entgeltgruppe 14 TV-L bewertet.

 Die Funktion als stellvertretende Schulleiterin oder stellver-
tretender Schulleiter wird zur Feststellung der Bewährung 
in der Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewäh-
rung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung in 
das entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann 
erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonsti-
gen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen.

3. Zweite stellvertretende Schulleiterin oder zweiter stell-
vertretender Schulleiter an einer Grundschule

a. Europaschule am Gutspark
 Am Gutspark 5
 14612  Falkensee

 − Besetzung zum 01.08.2018 −

b. Lessing-Grundschule Falkensee
 Waldstraße 27 a
 14612 Falkensee

 − Besetzung zum 01.08.2018  −

 Aufgaben:
 Selbstständige und eigenverantwortliche Wahrnehmung der 

Aufgaben gemäß Geschäftsverteilungsplan; Unterstützung 
der Schulleiterin oder des Schulleiters bei der Wahrneh-



 Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport – Nr. 36 vom 12. Dezember 2017 449

rin oder des Schulleiters bei der Wahrnehmung ihrer oder 
seiner Aufgaben, insbesondere beim Zusammenwirken mit 
Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern mit 
dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität schu-
lischer Arbeit, der Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit, der Gewährleistung der Schulprofil-
bildung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur und der Zusammenarbeit mit anderen Ein-
richtungen und Behörden.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Studienrates (zwei allge-

meinbildende Fächer); mehrjährige Bewährung in der Un-
terrichtspraxis im Bildungsgang zum Erwerb der allgemei-
nen Hochschulreife.

 Anforderungen:
 Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammenar-

beit, zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar-
beit sowie zum engen Zusammenwirken mit dem Schul-
träger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe Belast-
barkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständigkeit sowie 
die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kenntnisse über das 
Schulrecht im Land Brandenburg; umfassende Kenntnis-
se über die Leitung und Organisation des Schulbetriebes; 
gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedingungen und Ziele 
der Umgestaltung und Entwicklung der brandenburgischen 
Schule; der Nachweis einer Qualifikation auf dem Gebiet 
des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise: 
 Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftig-

ten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 15 
BbgBesG zuzüglich Amtszulage bzw. Entgeltgruppe 15 
TV-L  zuzüglich Amtszulage bewertet.

 Die Funktion als stellvertretende Schulleiterin oder stellver-
tretender Schulleiter wird zur Feststellung der Bewährung 
in der Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewäh-
rung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung in 
das entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann 
erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonsti-
gen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen.

6. Schulleiterin oder Schulleiter an einer Förderschule

 Havellandschule
 Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwer-

punkt „geistige Entwicklung“
 Straße der Neubauten 5b
 14641 Nauen/OT Markee

 − Besetzung zum 01.08.2019  −

 Aufgaben:
 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; Gewährleis-

tung der Einhaltung von geltenden Rechts- und Verwal-

mit Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern 
mit dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität 
schulischer Arbeit; Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit; entscheidet über den Unterrichtsein-
satz der Lehrkräfte; Förderung der schulischen Ausbildung 
der Studierenden sowie der Lehramtskandidatinnen und 
Lehramtskandidaten; Gewährleistung der Schulprofilbil-
dung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Sekundar-

stufe I; mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in 
der Sekundarstufe I.

 Anforderungen:
 Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen 

Zusammenarbeit, zur Innovation in der Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit 
dem Schulträger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungs-
gremien; Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; ho- 
he Belastbarkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständig-
keit sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kennt-
nisse über das Schulrecht im Land Brandenburg; umfas-
sende Kenntnisse über die Leitung und Organisation des 
Schulbetriebes; gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedin-
gungen und Ziele der Umgestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; der Nachweis einer Qualifika-
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise: 
 Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftig-

ten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 14 
BbgBesG zuzüglich Amtszulage bzw. Entgeltgruppe 14 
TV-L zuzüglich Amtszulage bewertet.

 Das Amt als Schulleiterin oder Schulleiter wird gemäß 
§ 120 Landesbeamtengesetz oder gemäß § 31 TV-L bis zur 
Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine 
Beförderung in das entsprechende Amt oder eine Höher-
gruppierung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahn-
rechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Vorausset-
zungen erfolgen.

5. Stellvertretende Schulleiterin oder stellvertretender 
Schulleiter an einem Gymnasium

 Gymnasium „Friedlieb Ferdinand Runge“
 Willy-Brandt-Straße 20
 16515 Oranienburg

 − Besetzung zum nächstmöglichen Zeitpunkt  −

 Aufgaben:
 Vertretung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei 

Abwesenheit oder Verhinderung; selbstständige und ei-
genverantwortliche Wahrnehmung der Aufgaben gemäß 
Geschäftsverteilungsplan; Unterstützung der Schulleite-
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sende Kenntnisse über die Leitung und Organisation des 
Schulbetriebes; gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedin-
gungen und Ziele der Umgestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; der Nachweis einer Qualifika-
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise: 
 Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäf-

tigten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgrup-
pe A 14 BbgBesG zuzüglich Amtszulage bzw. Entgeltgrup-
pe 14 TV-L zuzüglich Amtszulage bewertet.

 Das Amt als Schulleiterin oder Schulleiter wird gemäß 
§ 120 Landesbeamtengesetz oder gemäß § 31 TV-L bis zur 
Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine 
Beförderung in das entsprechende Amt oder eine Höher-
gruppierung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahn-
rechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Vorausset-
zungen erfolgen.

Schwerbehinderte Menschen nach Maßgabe des § 2 SGB IX 
werden bei gleicher Qualifikation und Eignung bevorzugt be-
rücksichtigt.

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. 

Schriftliche Bewerbungen sind unter Angabe der angestrebten 
Funktion innerhalb von vier Wochen nach Veröffentlichung 
der Ausschreibung im Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, 
Jugend und Sport zu richten an das  

 Staatliches Schulamt Neuruppin
 Herrn Menzel
 Trenckmannstraße 15  
 16816 Neuruppin.

tungsvorschriften; Vertretung der Schule nach außen im 
Rahmen der Beschlüsse der Schulleitung und der schuli-
schen Gremien in enger Zusammenarbeit mit dem Schul- 
träger und dem staatlichen Schulamt; Zusammenwirken 
mit Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern 
mit dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität 
schulischer Arbeit; Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit; entscheidet über den Unterrichtsein-
satz der Lehrkräfte; Förderung der schulischen Ausbildung 
der Studierenden sowie der Lehramtskandidatinnen und 
Lehramtskandidaten; Gewährleistung der Schulprofilbil-
dung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Förderschullehrers oder 

Befähigung für die Laufbahn des Lehrers an Förderschu-
len; der Nachweis der sonderpädagogischen Fachrichtung 
„geistige Entwicklung“ wird vorausgesetzt; mehrjährige 
Bewährung in der Unterrichtspraxis an einer Förderschule 
mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „geisti-
ge Entwicklung“.

 Anforderungen:
 Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen 

Zusammenarbeit, zur Innovation in der Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit 
dem Schulträger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungs-
gremien; Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; ho- 
he Belastbarkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständig-
keit sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kennt-
nisse über das Schulrecht im Land Brandenburg; umfas-
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